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äußerung oder im Jahr der Veräußerung und in
den beiden vorangegangenen Jahren zu eige-
nen Wohnzwecken genutzt.5

Die Finanzverwaltung6 erkennt eine Steuer-
freiung darüber hinaus auch an, wenn der 
Eigentümer die Wohnung seinem Kind, für das
er Anspruch auf Kindergeld oder auf einen Kin-
derfreibetrag hat, (unentgeltlich) zur alleini-
gen Nutzung zu Wohnzwecken überlässt. Eine
Mitnutzung der Wohnung z. B. durch den ge-
schiedenen Ehepartner erfüllt jedoch nicht die 
Voraussetzung der Nutzung zu eigenen Wohn-
zwecken.7

Wie der Bundesfinanzhof8 jetzt klargestellt hat,
kommt eine Befreiung von der Besteuerung
ebenfalls nicht in Betracht, wenn andere (auch
unterhaltsberechtigte) Angehörige die Woh-
nung genutzt haben.

1 Lohnsteuer-Anmeldungen
bzw. Umsatzsteuer-Voran-
meldungen müssen bis
zum Fälligkeitstag abgege-
ben werden, da sonst 
Verspätungszuschläge ent-
stehen können.

2 Für den abgelaufenen 
Monat. Falls vierteljährlich
gezahlt wird, für das abge-
laufene Kalendervierteljahr.

3 Das Ende der Schonfrist ver-
schiebt sich auf den 15.04.,
weil der 13.04. ein Samstag
ist.

4 Für den abgelaufenen 
Monat; bei Dauerfristverlän-
gerung für den vorletzten
Monat. Falls vierteljährlich
ohne  Dauer frist verlänge -
rung gezahlt wird, für das
abgelaufene Kalendervier-
teljahr.

5 Siehe dazu § 23 Abs. 1 Nr. 1
Satz 3 EStG sowie BMF-
Schreiben vom 05.10.2000
– IV C 3 – S 2256 – 263/00
(BStBl 2000 I S. 1383), 
Rz. 25. 

6 BMF-Schreiben vom
05.10.2000 (Fußnote 5),
Rz. 23.

7 Vgl. z. B. BFH-Urteil vom
14.02.2023 IX R 11/21
(BStBl 2023 II S. 642); 
siehe auch Informations-
brief Juli 2023 Nr. 6.

8 BFH-Urteil vom 14.11.2023
IX R 13/23; siehe auch 
Informationsbrief August
2023 Nr. 1.
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Allgemeine Steuerzahlungstermine im April

Fälligkeit1 Ende der Schonfrist

Mi. 10.04. Lohnsteuer, Kirchensteuer,
 Solidaritätszuschlag2 15.04.3

Umsatz steuer4 15.04.3

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überwei sungen; maßgebend
ist die Gutschrift auf dem Konto der  Finanz behörde. Dagegen
muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem
Fälligkeitstermin eingereicht werden.

1
Privates Veräußerungsgeschäft: Keine 
Steuerbefreiung bei Nutzung durch Elternteil

Die Veräußerung eines privaten Grundstücks
unterliegt grundsätzlich der Einkommensbe-
steuerung, wenn zwischen Erwerb und Verkauf
der Immobilie nicht mehr als 10 Jahre liegen, es
sei denn, die Immobilie wurde während der 
gesamten Zeit zwischen Anschaffung und Ver-
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Im Streitfall erwarben die Eheleute eine Eigen-
tumswohnung, die sie ihrer (Schwieger-)Mutter
unentgeltlich zur Nutzung zu Wohnzwecken über-
ließen. Nach deren Ableben veräußerten die
Eheleute die Wohnung innerhalb der 10-Jahres-
Frist.

Der Bundesfinanzhof hat im vorliegenden Fall
entschieden, dass die Überlassung der Wohnung
an die (Schwieger-)Mutter nicht zu einer Aus-
nahme von der Besteuerung nach § 23 Abs. 1
Nr. 1 EStG führt. Dem Eigentümer der Wohnung
– so das Gericht – könne keine mittelbare Nut-
zung zu Wohnzwecken durch die Überlassung
der Eigentumswohnung an die Mutter zugerech-
net werden. Danach liegt keine Befreiung von
der Besteuerung vor, sodass ein eventueller 
Gewinn aus dem Verkauf der Eigentumswohnung
als privates Veräußerungsgeschäft zu versteu-
ern ist.

2
Vorfälligkeitsentschädigung als Werbungs-
kosten bei den Vermietungseinkünften

Schuldzinsen, die im Rahmen der Vermietung
einer finanzierten Immobilie anfallen, sind
grundsätzlich als Werbungkosten bei den Ver-
mietungseinkünften zu berücksichtigen. Ent-
steht im Zusammenhang mit der Veräußerung
der Immobilie eine Vorfälligkeitsentschädigung
aufgrund einer vorzeitigen Ablösung des Darle-
hens, stellt sich die Frage, ob diese ebenso wie
die Schuldzinsen als Werbungskosten geltend
gemacht werden kann.

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs und der
Finanzverwaltung überwiegt der Zusammen-
hang mit der Veräußerung.9 Das Vorliegen von
nachträglichen Werbungskosten bei den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung wird
daher verneint. 

Eine Vorfälligkeitsentschädigung ist danach ggf.
lediglich im Rahmen der Besteuerung eines pri-
vaten Veräußerungsgeschäfts i. S. von § 23
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG als Veräußerungskos-
ten zu berücksichtigen.

Das Finanzgericht Köln10 hatte über den Wer-
bungskostenabzug einer Vorfälligkeitsentschä-
digung zu entscheiden, wenn der nach Tilgung
des Darlehens verbleibende Erlös aus einer Ver-
äußerung zur Entschuldung anderer Immobilien
genutzt wurde und damit zu niedrigeren Wer-
bungskosten bei den anderen Vermietungs-
objekten führt. Das Gericht entschied, dass ein
Abzug der Vorfälligkeitsentschädigung als Finan-

zierungskosten bei den verbleibenden Vermie-
tungsobjekten möglich ist, wenn bereits bei
Verkauf (z. B. im Kaufvertrag) unwiderruflich
über den verbleibenden Betrag zur Tilgung
 eines Darlehens für ein bestimmtes anderes
 Objekt verfügt wird. Wird der Kaufpreis, wie im
vorliegenden Fall, zunächst selbst vereinnahmt
und erst darauffolgend über die Teilablösung
einzelner Darlehen entschieden, überwiegt der
Zusammenhang mit der Veräußerung und ein
Werbungkostenabzug bei den Vermietungsein-
künften ist nicht möglich.

3
Bonuszahlungen von Krankenkassen – 
Vereinfachungsregelung verlängert

Beiträge für eine gesetzliche oder private Kran-
kenversicherung sind im Rahmen der sog. Basis-
versorgung in vollem Umfang als Sonderaus-
gaben abzugsfähig.

Leistet die Krankenkasse (Bonus-)Zahlungen an
ihre Mitglieder, ist zu prüfen, ob eine den Son-
derausgabenabzug mindernde Beitragsrück-
erstattung vorliegt. Dies ist regelmäßig dann
der Fall, wenn sich die Bonuszahlung auf eine
Maßnahme bezieht, die vom Basiskrankenver-
sicherungsschutz umfasst ist (insbesondere
 gesundheitliche Vorsorge- oder Schutzmaß-
nahmen, z. B. zur Früherkennung bestimmter
Krankheiten), oder für aufwandsunabhängiges
Verhalten (wie z. B. Nichtraucher-Status oder
gesundes Körpergewicht) gewährt wird.

Eine Beitragsrückerstattung liegt allerdings
dann nicht vor, wenn im Bonusprogramm der
Krankenkasse (zusätzliche) Kosten für Gesund-
heitsmaßnahmen erstattet werden, die nicht im
regulären Basiskrankenversicherungsumfang
enthalten sind (z. B. Osteopathie-Behandlung)
oder der Förderung gesundheitsbewussten 
Verhaltens dienen (z. B. Zahnreinigung oder
Beiträge für ein Fitnessstudio) und vom Ver-
sicherten privat finanziert worden sind.11

In diesem Zusammenhang hat die Finanzverwal-
tung eine befristete Vereinfachungsregelung
geschaffen.12 Danach führen Bonuszahlungen
bis zu einer Höhe von 150 Euro jährlich für 
jeden Versicherten nicht zu einer Kürzung der
Sonderausgaben, unabhängig davon, ob diese
für zusätzliche Kosten des Versicherten 
geleistet werden.

Erst ein 150 Euro übersteigender Betrag min-
dert den Sonderausgabenabzug, es sei denn,
der Versicherte weist nach, dass Bonuszahlun-
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9 BFH-Urteil vom 11.02.2014 
IX R 42/13 (BStBl 2015 II 
S. 633); BMF-Schreiben vom
27.07.2015 – IV C 1 – 
S 2211/11/10001 (BStBl
2015 I S. 581), Abschn. 5.

10 FG Köln vom 19.10.2023 
11 K 1802/22 (EFG 2024 
S. 197).

11 Siehe BMF-Schreiben vom
16.12.2021 – IV C 3 – 
S 2221/20/10012 (BStBl
2022 I S. 155), Rz. 88 
bis 89a. 

12 BMF-Schreiben vom
16.12.2021 (Fußnote 11), 
Rz. 89b.



gen von mehr als 150 Euro auf kostenbasierten
Gesundheitsmaßnahmen beruhen. Diese Verein-
fachungsregelung ist jetzt für bis zum
31.12.2024 geleistete Zahlungen verlängert
worden.13

4
Anpassungen im Steuerrecht aufgrund des
MoPeG

Kernpunkt des MoPeG14 ist die Anerkennung der
Rechtsfähigkeit der (eingetragenen) Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts (GbR) sowie die für
alle Personengesellschaften geltende Aufgabe
des zivilrechtlichen Gesamthandsprinzips und
Einführung des Gesellschaftsvermögens. Die
Beiträge der Gesellschafter sowie die für oder
durch die Gesellschaft erworbenen Rechte und
die gegen sie begründeten Verbindlichkeiten
sind Vermögen der Gesellschaft und nicht mehr
gemeinschaftliches Vermögen der Gesellschaf-
ter. Für die Erbengemeinschaft und für die bis-
herige (nicht eingetragene) GbR gilt weiterhin
die Gesamthandsregelung. 

Da hierdurch verschiedene steuerliche Regelun-
gen, die für die Gesamthand gelten, ins Leere
laufen würden, soll steuerlich die Weitergel-
tung des Gesamthandsprinzips gewährleistet
werden. Dafür sind u. a. folgende Anpassungen
vorgenommen worden:15 

• In der Abgabenordnung wurde insbesondere
ergänzt, dass bei der Besteuerung nach dem
Einkommen das Gesamthandsprinzip weiter-
hin zu beachten ist (§ 39 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2
AO).16

• Im Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-
recht wurde § 2a ErbStG eingefügt, der für
rechtsfähige Personengesellschaften die
Fortführung des Gesamthandsprinzips und
die Besteuerung auf Ebene der Gesellschaf-
ter (Transparenzprinzip) klarstellt.

• Durch die Einführung eines neuen § 24
GrEStG wird die Weitergeltung verschiedener
grunderwerbsteuerlicher Begünstigungen
erreicht; danach werden Personengesell-
schaften weiterhin für Zwecke der Grunder-
werbsteuer als Gesamthand und deren Ver-
mögen als Gesamthandsvermögen fingiert.
Bei Übertragung eines im Alleineigentum 
eines Gesellschafters stehenden Grundstücks
auf eine Personengesellschaft wird so bei-
spielsweise wie bisher keine Grunderwerb-
steuer erhoben, soweit der Veräußerer an der

Gesellschaft beteiligt ist.17 Die Geltung der
Regelung ist jedoch bis zum 31.12.2026 be-
fristet.18 Der Gesetzgeber plant bis zum 
Ablauf der Frist eine umfassende Reform des
Grunderwerbsteuerrechts, die den konkreten
Anpassungsbedarf durch die Auswirkungen
des MoPeG berücksichtigen soll.

5
Kindergeld: Einheitliche Erstausbildung
bei  Unterbrechung durch Freiwilligen-
dienst

Ein volljähriges Kind unter 25 Jahren, das sich
in einer mehraktigen Ausbildung – wie z. B. 
einem Bachelor- und einem darauffolgenden
Masterstudium – befindet, kann grundsätzlich
steuerlich als Kind berücksichtigt werden. Im
Rahmen einer weiteren Ausbildung nach Ab-
schluss einer Erstausbildung gilt das nur, wenn
keine Erwerbstätigkeit mit mehr als 20 Stunden
in der Woche ausgeübt wird. Vor diesem Hinter-
grund ist es bedeutsam, ob es sich bei einem
weiteren Ausbildungsabschnitt noch um den Teil
einer einheitlichen Erstausbildung handelt.19

Für die Annahme einer einheitlichen Erstausbil-
dung müssen die Ausbildungsabschnitte in ei-
nem engen sachlichen und zeitlichen Zusam-
menhang stehen. Der sachliche Zusammenhang
liegt z. B. bei derselben Berufssparte oder dem-
selben fachlichen Bereich vor. Ein enger zeit-
licher Zusammenhang ist nur dann gegeben,
wenn das Kind den nächsten Teil der mehrakti-
gen Ausbildung zum nächstmöglichen Zeit-
punkt aufnimmt.20

Der Bundesfinanzhof21 hatte in einem aktuellen
Urteil dazu Stellung genommen, ob die Absol-
vierung eines Freiwilligendienstes i. S. von 
§ 32 Abs. 4 Buchst. d EStG, wie z. B. ein freiwil-
liges soziales oder ökologisches Jahr oder der
Bundesfreiwilligendienst, den zeitlichen Zusam-
menhang zwischen den Ausbildungsabschnitten
entfallen lässt.

Das Gericht entschied, dass der (dokumentier-
te) vorhergehende Entschluss zur Fortsetzung
der Ausbildung nicht für einen engen zeitlichen
 Zusammenhang ausreicht, wenn der weitere
Ausbildungsabschnitt im Hinblick auf einen
Freiwilligendienst nicht aufgenommen wird, 
obwohl er grundsätzlich begonnen werden
konnte. Im nachfolgenden Ausbildungs-
abschnitt führte eine Tätigkeit von mehr als 
20 Wochenstunden daher zum Wegfall des Kin-
dergeldanspruchs.

13 Siehe BMF-Schreiben vom
28.12.2023 – IV C 3 – 
S 2221/20/10012 (BStBl
2024 I S. 209).

14 Gesetz zur Modernisierung
des Personengesellschafts-
rechts vom 10.08.2021 (BGBl
2021 I S. 3436). 

15 Siehe das Kreditzweitmarkt-
förderungsgesetz (BGBl 2023
I Nr. 411).

16 Zu weiteren Änderungen der
AO vgl. BMF vom 29.12.2023
– IV D 1 – S 0062/23/10005
(BStBl 2024 I S. 12).

17 Siehe § 5 Abs. 2 GrEStG.

18 Vgl. Art. 30 und 36 Abs. 5
Kreditzweitmarktförderungs-
gesetz.

19 Vgl. § 32 Abs. 4 Nr. 2 
Buchst. a EStG, A 20.2.4 
Abs. 1 DA-KG 2023 sowie 
A 20.2.4 Abs. 3 DA-KG 2023.

20 Vgl. A 20.2.4 Abs. 2 Satz 5
bis Satz 8 DA-KG 2023.

21 BFH-Urteil vom 12.10.2023
III R 10/22.
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6
Darlehen und Zuschüsse zu Fortbildungs-
aufwendungen

Arbeitnehmer können Aufwendungen für die 
berufliche Fortbildung als Werbungskosten bei
ihren Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit
steuermindernd geltend machen.22 Übernimmt
oder erstattet der Arbeitgeber die Fortbildungs-
kosten seiner Arbeitnehmer ganz oder teilweise,
liegt kein steuerpflichtiger Arbeitslohn vor,
wenn dies in ganz überwiegend betrieblichem
Interesse des Arbeitgebers erfolgt.23 Insoweit
entfällt dann der Werbungskostenabzug beim
Arbeitnehmer.

Unklar war in diesem Zusammenhang, wie der
Teilerlass eines staatlichen Darlehens nach dem
Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz steuer-
lich zu behandeln ist. Der Bundesfinanzhof24

hat nun in einem Fall entschieden, in dem ne-
ben einem direkten Zuschuss zu den Fortbil-
dungskosten ein KfW-Darlehen gewährt wurde,
das nach bestandener Abschlussprüfung zum
Teil erlassen wurde. Das Gericht sah den allein
vom Bestehen der Abschlussprüfung abhängi-
gen Darlehenserlass bei der beruflichen Auf-
stiegsförderung als „Ersatz von Werbungskosten
aus in der Erwerbssphäre liegenden Gründen“
an, der zu Arbeitslohn führt. Im Jahr des Erlas-
ses wurden daher die Einnahmen aus nichtselb-
ständiger Arbeit um den Erlassbetrag erhöht.

7
Arbeitnehmer-Sparzulage: Erhöhung der
Einkommensgrenzen ab 2024

Die Arbeitnehmer-Sparzulage ist eine staatliche
Zulage für vermögenswirksame Leistungen, die
Arbeitgeber ihren Beschäftigten entweder als
Arbeitgeberleistungen zusätzlich zum Lohn ge-
währen oder aus deren Nettolohn auf einen vom
Arbeitnehmer benannten Sparvertrag überwei-
sen. Förderungsfähig sind Anlagen in Produktiv-
kapital (z. B. Aktien, Wertpapiere, Investment-
fonds-Sparpläne) oder z. B. in Bausparverträgen.25

Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt:

• für Beteiligungen am Produktivkapital 20 %
der angelegten Leistungen, soweit diese 
400 Euro jährlich nicht überschreiten;

• für Anlagen in Bausparverträgen und bei
wohnungswirtschaftlicher Verwendung 9 %

der angelegten Leistungen, soweit diese 
470 Euro jährlich nicht überschreiten.

Voraussetzung für die Gewährung der Sparzu-
lage ist, dass bestimmte Einkommensgrenzen
(maßgeblich ist das zu versteuernde Einkom-
men) nicht überschritten werden. 

Darauf hinzuweisen ist, dass die Einkommens-
grenzen jetzt vereinheitlicht und mit Wirkung
ab dem 01.01.2024 teilweise mehr als verdop-
pelt wurden, und zwar auf 40.000 Euro bzw. bei
zusammenveranlagten Ehepartnern auf 80.000
Euro.26

Die höheren Einkommensgrenzen gelten erst-
mals für vermögenswirksame Leistungen, die
nach dem 31.12.2023 angelegt werden.27

8
Privates Veräußerungsgeschäft nach Teilung
eines (Wohn-)Grundstücks

Der bei der Veräußerung eines Grundstücks ent-
stehende Gewinn ist grundsätzlich steuerpflich-
tig, wenn zwischen der Anschaffung und der
Veräußerung nicht mehr als 10 Jahre liegen.
Steuerfrei ist die Veräußerung dann, wenn das
Grundstück ausschließlich oder mindestens im
Jahr der Veräußerung und in den beiden voran-
gegangenen Jahren zu eigenen Wohnzwecken
genutzt wurde (§ 23 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG).
In diesen Fällen ist auch der Gewinn steuerfrei,
der auf die Veräußerung des Grund und Bodens
entfällt.

Dies betrifft den Grund und Boden allerdings
nur insoweit, als ein einheitlicher Nutzungs-
und Funktionszusammenhang zwischen der
Nutzung des Gebäudes zu eigenen Wohn-
zwecken und der Nutzung des Grund und 
Bodens (z. B. als Garten) gegeben ist. Dieser 
Zusammenhang besteht regelmäßig nicht mehr,
wenn ein Grundstück geteilt und der abgeteilte
unbebaute Grund und Boden innerhalb der 10-
Jahres-Frist veräußert wird. Das gilt auch, wenn
der veräußerte Grundstückteil zuvor z. B. als
Garten genutzt worden sein sollte.28

Eine Steuerbefreiung für den unbebauten
Grundstücksteil kommt danach nicht in Be-
tracht. Zur Ermittlung des Veräußerungsge-
winns sind dem Veräußerungserlös die anteilig
auf den veräußerten Grund und Boden entfal-
lenden Anschaffungskosten gegenüberzustel-
len.

22 Bei Selbständigen kommt für
Fortbildungsaufwendungen 
entsprechend ein Betriebsaus-
gabenabzug in Betracht.

23 Siehe dazu R 19.7 LStR.

24 BFH-Urteil vom 23.11.2023 
VI R 9/21.

25 Vgl. im Einzelnen das Fünfte
Vermögensbildungsgesetz.

26 Siehe § 13 Abs. 1 Fünftes 
Vermögensbildungsgesetz;
Art. 34 des Zukunftsfinanzie-
rungsgesetzes (BGBl 2023 I
Nr. 354).

27 Siehe § 17 Abs. 17 Fünftes
Vermögensbildungsgesetz;
Art. 34 des Zukunftsfinanzie-
rungsgesetzes (BGBl 2023 I
Nr. 354).

28 BFH-Urteil vom 26.09.2023
IX R 14/22; siehe auch Infor-
mationsbrief Oktober 2023
Nr. 2.
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